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Karrais: FDP/DVP-Fraktion beantragt Auschecken bei luca

Nutzen zweifelhaft, Kosten hoch, Fremdnutzung möglich - Vertrag darf auf keinen Fall verlängert werden.

Die FDP/DVP-Fraktion im Landtag Baden-Württemberg fordert die Landesregierung in einem am
12.01.2022 eingereichten Antrag auf, den Vertrag zur Nutzung der luca-App fristgerecht zu kündigen
bzw. nicht zu verlängern und die Corona-Verordnung dahingehend zu ändern, dass die
Kontaktdatenerfassung vollständig auf die Corona-Warn-App umgestellt wird. Die Fraktion hinterfragt
außerdem, ob auch in Baden-Württemberg Datenabfragen durch Behörden, Polizei oder
Staatsanwaltschaft erfolgt sind.

Dazu Daniel Karrais, digitalpolitischer Sprecher der FDP/DVP-Fraktion:

„Der Mehrwert der luca-App ist nicht mehr gegeben. Der Einsatz von Tracing-Apps und Check-In-
Funktionen bietet prinzipiell einen wertvollen Beitrag zur Reduktion des Infektionsgeschehens. Aber die
Verhältnismäßigkeit der Maßnahme muss immer wieder aufs Neue überprüft werden, vor allem, wenn
sie mit hohen Lizenzgebühren wie bei der luca-App verbunden sind. Hinzu kommt, dass Daten aus der
luca-App mittlerweile nur noch in gesonderten Fällen von Gesundheitsämtern genutzt werden, ein
Check-In mittels App aber weiterhin verpflichtend ist, während Daten offenbar zu anderen Zwecken als
zur Pandemiebekämpfung genutzt werden oder dies zumindest versucht wird.

Vor dem Hintergrund des geringen Nutzens von luca, ist es das Datensicherheits-Risiko nicht wert, die
App weiter zu nutzen. Die nötigen Funktionen der Kontaktnachverfolgung bietet auch die Corona-Warn-
App (CWA), bei der solch ein Vorfall nicht möglich gewesen wäre. Betroffene werden individuell und
anonym von der CWA gewarnt. Die Kosten für die Verlängerung der luca-Lizenz können daher sinnvoller
in andere Maßnahmen investiert werden.

Wir fordern die Landesregierung daher auf, den Vertrag für die luca-App zu kündigen bzw. nicht zu
verlängern.“


